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Am 22. September sind die 
Bürgerinnen und Bürger auf-
gerufen, die Abgeordneten 
des 18. Deutschen Bundes-
tages zu wählen. Die Grund-
lagen für die Wahl des Bun-
destages sind im Artikel 38 
des Grundgesetzes geregelt. 
Darin heißt es: „Die Abgeord-
neten des Deutschen Bun-
destages werden in allge-
meiner, unmittelbarer, freier, 
gleicher und geheimer Wahl 
gewählt. Sie sind Vertreter 
des ganzen Volkes, an Auf-
träge und Weisungen nicht 
gebunden und nur ihrem Ge-
wissen unterworfen.“

Jeder Wähler hat zwei 
Stimmen, eine Erst- und 
eine Zweitstimme. Mit der 
Erststimme wird ein Direkt-
kandidat aus dem jeweiligen 
Wahlkreis gewählt, mit der 
Zweitstimme eine Partei. Sie 

ist maßgeblich für die Sitz-
verteilung im Parlament.
Zur Bundestagswahl gibt es 
299 Wahlkreise. Aus jedem 
Wahlkreis wird ein Abgeord-
neter bzw. eine Abgeordne-
te direkt in den Bundestag 
gewählt. Mindestens weite-
re 299 Abgeordnete ziehen 
über die Landeslisten ihrer 
Partei in das Parlament ein. 
Der Deutsche Bundestag 
besteht somit aus mindes-
tens 598 Mitgliedern. Hinzu 
kommen sogenannte Über-
hang- und Ausgleichsmanda-
te. So hat der 17. Bundestag, 
dessen Wahlperiode nun zu 
Ende geht, insgesamt 620 
Abgeordnete.

Übrigens ist der Stimm-
zettel auch gültig, wenn nur 
eine Stimme abgegeben 
wird, also Erst- oder Zweit-
stimme.

Jeder Wähler hat 
zwei Stimmen

Wahlberechtigt sind alle Bür-
gerinnen und Bürger mit deut-
scher Staatsbürgerschaft, 
die das 18. Lebensjahr voll-
endet haben und mindestens 
drei Monate ununterbrochen 
in der BRD oder der DDR 
gelebt haben. Das passive 
Wahlrecht besitzen alle voll-
jährigen deutschen Staats-
bürger. Vom aktiven und 
passiven Wahlrecht ausge-
schlossen sind Personen, für 
die dauerhaft ein Betreuer 
für die Besorgung aller ihrer 
Angelegenheiten bestellt ist 

oder die nach einer Straftat 
wegen Gemeingefährlichkeit 
in einem psychiatrischen 
Krankenhaus untergebracht 
sind. Wer wegen eines Ver-
brechens zu einer Freiheits-
strafe von mindestens einem 
Jahr verurteilt wird, verliert 
automatisch sein passives 
Wahlrecht für fünf Jahre. Au-
ßerdem kann ein Gericht bei 
politischen Straftaten das 
aktive und passive Wahlrecht 
für zwei bis fünf Jahre unter 
bestimmten Voraussetzun-
gen entziehen.

Zur Bundestagswahl am 22. 
September 2013 treten ins-
gesamt 34 Parteien an. Zwar 
wurden 39 Parteien zur Wahl 
zugelassen, fünf erklärten je-
doch gegenüber dem Bundes-
wahlleiter ihren Verzicht auf 
die Teilnahme an der Bundes-
tagswahl. 

Alle Parteien, die gegen-
wärtig mit mindestens fünf 

Abgeordneten im Bundestag 
oder in einem der 16 Landtage 
vertreten sind, dürfen auto-
matisch zur Bundestagswahl 
antreten. Das sind CDU, CSU, 
SPD, FDP, DIE LINKE, Bünd-
nis90/Die Grünen, die Piraten 
Partei, die Freien Wähler und 
die NPD. Über die Zulassung 
weiterer Parteien entscheidet 
der Bundeswahlausschuss. 

In Brandenburg stehen insge-
samt zwölf Parteien auf dem 
Stimmzettel: Das sind DIE LIN-
KE, SPD, CDU, FDP, Bündnis 
90/Die Grünen, Piratenpartei, 
Alternative für Deutschland, 
NPD, Republikaner, Bürger-
bewegung pro Deutschland, 
Freie Wähler und Marxistisch-
Leninistische Partei Deutsch-
lands.

34 Parteien stellen
sich zur Wahl

Wer darf wählen 
und wer nicht

Bei der Wahl zum Deutschen 
Bundestag gilt die Fünf-Pro-
zent-Hürde. Das heißt, dass 
eine Partei mindestens 5 Pro-
zent der gültigen Zweitstim-
men auf sich vereinen oder 
mindestens drei Direktman-
date erringen muss, um im 
Parlament vertreten zu sein. 
Anderenfalls verfallen die für 
diese Partei abgegebenen 
Zweitstimmen. Dies betrifft 
jedoch nicht die Sitze, die ei-

ner Partei durch Direktwahl 
einzelner Kandidaten (Erst-
stimme) zugefallen sind. Wird 
ein Direktkandidat in seinem 
Wahlkreis direkt in den Bun-
destag gewählt,  erhält er 
ein Mandat, auch wenn seine 
Partei an der Fünf-Prozent-
Hürde scheitert.

Bei der Wahl zum 1. Deut-
schen Bundestag im Jahr 
1949  galt die Fünf-Prozent-
Hürde noch getrennt für jedes 

Bundesland. Mit der Novellie-
rung des Wahlgesetzes im 
Jahr 1953 wurde die bundes-
weite Fünf-Prozent-Klausel 
eingeführt. 

Bei der Bundestagswahl 
1990 galt die Fünf-Prozent-
Hürde wegen der besonde-
ren Situation unmittelbar 
nach der deutschen Wieder-
vereinigung ausnahmsweise 
getrennt für West- und Ost-
deutschland.

Fünf-Prozent-Hürde

Nachdem das Bundesverfas-
sungsgericht das bestehende 
Wahlrecht in Teilen für verfas-
sungswidrig erklärt hat, hat 
der Bundestag eine Neure-
gelung beschlossen. Ab der 
Bundestagswahl 2013 wer-
den die Überhangmandate, 
die eine Partei erzielt, durch 
weitere Sitze für die anderen 

Parteien ausgeglichen. Durch 
die so genannten Ausgleichs-
mandate kann sich die Anzahl 
der Sitze im Bundestag erhö-
hen. Hätte es diese Regelung 
bereits bei der Bundestags-
wahl 2009 gegeben, wären 
671 Abgeordnete in den Bun-
destag eingezogen. Tatsäch-
lich waren es jedoch nur 620.

Neue Regelung im 
Wahlrecht

Jede/r Wahlberechtigte/r, 
der in ein Wählerverzeichnis 
eingetragen ist, kann sein 

Wahlrecht durch Briefwahl 
ausüben, wenn er einen An-
trag auf Erteilung eines Wahl-
scheins stellt. Die Erteilung 
eines Wahlscheines kann 
schriftlich oder mündlich bei 
der Gemeindebehörde bean-
tragt werden. Eine telefoni-
sche Antragstellung ist un-
zulässig. Ein/e behinderte/r 
Wahlberechtigte/r kann sich 
bei der Antragstellung der Hil-
fe einer anderen Person bedie-
nen.

Der/die Antragsteller/
in muss Familiennamen, Vor-
namen, Geburtsdatum und 

seine Wohnanschrift (Straße, 
Hausnummer, Postleitzahl, 
Ort) angeben. Wer den Antrag 
für einen anderen stellt, muss 
durch Vorlage einer schriftli-
chen Vollmacht nachweisen, 
dass er dazu berechtigt ist. 
Wahlberechtigte, die per Brief-
wahl wählen wollen, sollten 
den Antrag auf Wahlschein 
und Briefwahlunterlagen so 
frühzeitig wie möglich bei der 
Gemeinde ihres Hauptwohnor-
tes stellen. Sie müssen hierzu 

nicht den Erhalt der Wahlbe-
nachrichtigung abwarten.

Briefwahlunterlagen kön-
nen bis zum Freitag vor der 
Wahl (20. September 2013) 
bis 18:00 Uhr beantragt wer-
den. In bestimmten Ausnah-
mefällen können Wahlschein 
und Briefwahlunterlagen auch 
noch bis zum Wahltag bis 
15:00 Uhr beantragt werden, 
insbesondere, wenn bei nach-
gewiesener plötzlicher Erkran-
kung der Wahlraum nicht oder 
nur unter nicht zumutbaren 
Schwierigkeiten aufgesucht 
werden kann.

Der Wahlbrief muss unbe-
dingt rechtzeitig mit der Post 
abgesandt oder direkt bei der 
auf dem Wahlbriefumschlag 
angegebenen Stelle abgege-
ben werden. Er muss bei der 
zuständigen Stelle spätestens 
am Wahlsonntag bis 18:00 
Uhr vorliegen, da um 18:00 
Uhr die Wahl endet und mit der 
Auszählung der Stimmen be-
gonnen wird. Später eingegan-
gene Wahlbriefe können bei 
der Stimmenauszählung nicht 
mehr berücksichtigt werden.

Briefwahl ist auch möglich
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Wachsende Kinderarmut, 
fehlende Kita-Plätze, Abbau 
von Infrastruktur für Famili-
en, vor allem aber für Kinder 
und Jugendliche, eine anhal-
tende Benachteiligung von 
Frauen im Erwerbsleben, 
eine Zunahme des Niedrig-
lohnsektors, der zugleich 
auch für die zukünftigen Ge-
nerationen eine Verschär-
fung der bereits bestehen-
den Altersarmut bedeutet 
– die Liste der Dinge, die 
dringend angegangen wer-
den müssten, ist lang. All 
diese Probleme waren auch 
2009 bereits brennend. Wer 
Antworten im Koalitionsver-
trag suchte, den CDU/CSU 
und FDP im Herbst nach 
der letzten Bundestages-
wahl ausgehandelt haben, 
stieß entweder auf wohlfeile 
Wortblasen, Projekte, de-
ren Wirksamkeit schon auf 
den ersten Blick fragwürdig 
war, oder auf die Ablehnung 
von dringend notwendigen 
gesellschaftlichen Verände-
rungen. So ist die derzeitige 
Bundesregierung mit einem 
klaren NEIN zu einem gesetz-
lichen Mindestlohn, zur Auf-
nahme von Kinderrechten 
ins Grundgesetz und zu ei-
ner wirksamen Bekämpfung 
der Kinderarmut in unserem 
reichen Land angetreten. 
Während Geschenke an die 
Wirtschaft gang und gäbe 
waren, blieben die Maßnah-
men insbesondere für Fami-
lien und Kinder, die in Armut 
leben müssen, aus. Ob mit 
der sogenannten „Möven-
pick-Steuer“, die das Hotel-
gewerbe begünstigt, oder 
mit diversen Geschenken an 
die Versicherungswirtschaft 
wie etwa dem „Pflege-Bahr“ 
oder dem Betreuungsgeld, 
das nun für Rentenversiche-
rungen eingesetzt werden 
kann: Es wurde eine Politik 

gemacht, die an den realen 
Bedürfnissen unserer Be-
völkerung vorbeigeht und 
große Teile der Gesellschaft 
benachteiligt. 

Familienministerin Kris-
tina Schröder hat nichts 
erreicht, was man als er-
folgreichen Lösungsweg 
bezeichnen kann. Der 
Rechtsanspruch auf Kinder-
tagesbetreuung für unter 
3-Jährige kollabiert wegen 
genau der Probleme, deren 
Lösung ich für DIE LINKE seit 
Jahren anmahne: nicht ge-
nug Kita-Plätze, zu wenig Er-
zieherinnen und chaotische 
Zustände in der Koordinie-
rung der Verantwortlichkei-
ten. In Sachen Kinderarmut 
gilt seit nunmehr 4 Jahren 
das Prinzip: Nichts sehen! 
Nichts hören! Nichts tun! 
Keinerlei Maßnahmen, die 
zur Verbesserung der Situ-
ation der Millionen von Kin-
dern führen, die in Armuts-
verhältnissen leben müssen. 
Den 1,4 Millionen Kindern, 
die in ALG II-Bedarfsgemein-
schaften leben, meinte die 
Bundesregierung in großzü-
giger Geste die Regelsätze 
nicht zu kürzen, obwohl sie 
eigentlich zu hoch angesetzt 
seien. Jeder, der den Alltag 
dieser Kinder kennt, weiß: 
Mit diesem Regelsatz kann 
man kein Kind gesund er-
nähren, angemessen kleiden 
und erst recht nicht dafür 
sorgen, dass es eine umfas-
sende Bildung und ausrei-
chend Freizeitangebote 
bekommt. Statt dessen hat 
man mit dem Bildungs- und 
Teilhabepaket ein bürokrati-
sches und stigmatisierendes 
Monster geschaffen, dass 
vor allem für eines sorgt: 
dass das Geld nicht bei den 
Eltern ankommt, weil der 
Staat dies offenbar nicht 
will.  Dass diese Kinder und 

ihre Familien bedürftig und 
auf staatliche Hilfen ange-
wiesen sind, beweist bereits 
der ALG II-Bescheid. Das 
Vorhaben der Bundesregie-
rung, eine eigenständige Ju-
gendpolitik zu schaffen, war 
und ist flankiert von einem 
massiven Abbau der Ange-
bote für Kinder und Jugendli-
che. Eine solche Politik lässt 
die außen vor, die nicht über 
die notwendigen finanziellen 
Mittel verfügen, um  feh-
lende öffentliche Angebote 
durch privatgewerbliche, 
kommerzielle zu ergänzen. 
DIE LINKE sagt darum: Jedes 
Kind braucht Angebote der 
politischen und kulturellen 
Bildung und des Sportes. Je-
des Kind muss die Möglich-
keit haben, sie zu nutzen. 
Denn jedes Kind hat die glei-
chen Rechte. 

Doch auch in der 17. 
Wahlperiode wurde über das 
Thema Kinderrechte nur von 
der Opposition diskutiert. Ei-
nen Gesetzentwurf der LIN-
KEN, der die Aufnahme von 
Kinderrechten ins Grund-
gesetz forderte, hat man in 
den Fachausschüssen so 
lange ausgesessen, bis eine 
abschließende Beratung 
und eine Abstimmung im 
Plenum nicht mehr möglich 
war. Doch an dieser Stelle 
werde ich auch in der kom-
menden Wahlperiode nicht 
locker lassen. Jedes Kind 
hat das Recht, ohne Armut 
aufzuwachsen, gefördert zu 
werden, seinem Alter ent-
sprechend an gesellschaftli-
chen Prozessen beteiligt zu 
werden und an ihnen mitzu-
wirken und jedes Kind hat 
ein Recht auf Schutz. Wir, 
DIE LINKE, werden weiter 
für die Rechte von Kindern 
kämpfen.

Diana Golze (MdB)

Für Kinderrechte 
und soziale Sicherheit

Bilanz und AusblickGeboren wurde ich am 18. 
Juni 1975 in Schwedt/Oder. 
Seit vielen Jahren lebe ich mit 
meiner Familie in Rathenow. 
Ich bin verheiratet und habe 
zwei Kinder, eine Tochter und 
einen Sohn.

Von Beruf bin ich Diplom-
Sozialpädagogin und seit 
2005 Abgeordnete im Deut-
schen Bundestag. Ich bin Mit-

glied der Kinderkommission 
und leite in der Linksfraktion 
seit fast drei Jahren den Ar-
beitskreis Arbeit, Gesundheit 
und Soziales. Außerdem bin 
ich die Sprecherin für Kinder- 
und Jugendpolitik.

Für politische Zusammen-
hänge begann ich mich 1989 
als 14-Jährige in der Wendezeit 
zu interessieren. Im Schülerrat 
versuchte ich gemeinsam mit 
anderen, Veränderungen im 
Schulalltag durchzusetzen, 
u.a. ein Mitspracherecht der 
Schülerschaft bei der Beset-
zung der Schulleitung.

Seit Anfang der 1990er 
Jahre war ich Mitglied der 
AG „Junge GenossInnen“ in 
und bei der PDS. Wir haben 
zahlreiche Aktionen durch-
geführt, z.B. Mahnwachen 
während des 2. Golfkriegs. 
Ich engagierte mich auch in 
einem selbstorganisierten Ju-
gendprojekt. Während meines 
Studiums beteiligte ich mich 
an Protesten gegen die Einfüh-
rung von Studiengebühren.

Seit 1997 bin ich Mitglied 
der PDS – der heutigen Partei 
DIE LINKE – und bin Stellver-
tretende Landesvorsitzende 
des Landesverbands Branden-
burg. Ich habe ein Mandat im 
Kreistag Havelland und bin 
seit der Kommunalwahl 2003 
die Vorsitzende der Rathe-
nower Stadtverordnetenver-
sammlung. 

Vor drei Jahren habe ich 
die Gründung des Vereins 
„Kinderstadt Rathenow“ e.V. 
initiiert, dessen Vorsitzende 
ich bin. Der Verein bietet Mäd-
chen und Jungen in den Som-
merferien eine sinnvolle Frei-
zeitgestaltung und lädt sie ein, 
ihre eigene Stadt aus Holz zu 
bauen. In diesem Jahr waren 
ca. 130 Kinder und 30 Betreu-
er_innen mit dabei. Außerdem 
bin ich Mitglied im Unabhän-
gigen Frauenverein Rathenow 
e.V. und im Kleeblatt e.V. Rat-
henow – Zentrum für Kinder 
und Familien.

Meine Freizeit verbringe 
ich im Kreise meiner Familie. 
Auch lese ich gern. Zu meinen 
Lieblingsschriftstellern gehö-
ren Isabel Allende und Wladi-
mir Kaminer. 

Ich kandidiere erneut für 
den Bundestag, um unser 
Land sozial gerecht sowie fa-
milien- und damit auch kinder-
freundlich zu gestalten.

Diana Golze (MdB)

Zur Person:
Diana Golze

Diana Golze, Spitzenkandidatin für die Bundestagswahl 2013 im Land Brandenburg, kandidiert in 
der Kreisfreien Stadt Brandenburg an der Havel. Zu ihrem Wahlkreis gehören außerdem die fol-
genden Gemeinden des Landkreises Havelland: die amtsfreien Gemeinden Milower Land, Prem-
nitz und Rathenow, weiter das Amt Nennhausen mit den Gemeinden Kotzen, Märkisch Luch, 
Nennhausen und Stechow-Ferchesar.

Wahlkreis 60
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Ich bin in Thüringen geboren 
und in Berlin aufgewachsen. 
Nach der POS habe ich eine 

Ausbildung als Chemielaboran-
tin mit Abitur und anschließend 
das Veterinärmedizinstudium 
an der Humboldt-Universität 
zu Berlin absolviert. Während 
der Pflichtassistenz habe ich 
am Veterinärmedizinischen 
Prüfungsinstitut in Berlin und in 
einem großen Geflügel- sowie 
Rinderbetrieb in Mecklenburg-
Vorpommern gearbeitet. Die 
Absolventinnen-Lenkung hat 
mich 1985 als wissenschaftli-
che Mitarbeiterin an das gera-
de neu gegründete Staatliche 
Institut für Epizootiologie und 
Tierseuchenbekämpfung (SI-
FET) in Wusterhausen/Dosse 
geschickt. 1991 wurde dieses 
Institut vom Wissenschaftsrat 
positiv evaluiert, was eine Fort-
führung der Einrichtung unter 
dem Dach der damaligen Bun-
desforschungsanstalt für Virus-
krankheiten der Tiere ermög-
lichte. Allerdings mit massiver 
Reduzierung des Personals. 
Ich wurde – trotz unserer 1987 
und 1990 geborenen Kinder – 
übernommen. 1993 verteidigte 
ich meine (selbst geschriebe-
ne) Promotion. 1995 wurde die 
Schließung und Verlagerung 

des Instituts auf die Insel Riems 
nahe Greifswald vom Bundes-
tag beschlossen. Mit schwer-

wiegenden Konsequenzen für 
viele Familien und die Regi-
on, aber weder finanz-, noch 
sozial- oder strukturpolitisch 
notwendig. Als Personalräte 
haben wir den Widerstand or-
ganisiert und die Verschiebung 
der Schließung auf Ende 2013 
erreicht. Seit 1980 war ich Mit-
glied der SED. In den 1990er 
Jahren habe ich mich auf Per-
sonalrats- und Gewerkschafts-
arbeit konzentriert. Der Kampf 
um das Institut, die FREIe HEI-
De und gegen die Kriegsbeteili-
gungen der Bundeswehr haben 
mich wieder in die Parteipolik 
gebracht. Seit 2003 bin ich 
im Landesvorstand der PDS/
DIE LINKE. Von 2005 bis 2011 
war ich stellvertretende Lan-
desvorsitzende. Seit 2005 bin 
ich Abgeordnete im Bundestag 
und agrarpolitische Sprecherin 
der Linksfraktion. Von 2006 bis 
2009 war ich als frauenpoliti-
sche Sprecherin und seit 2011 
als Leiterin des Arbeitskreises 
Infrastruktur und Haushalt 
Mitglied des Vorstands meiner 
Fraktion. 

Dr. Kirsten Tackmann (MdB)

Zur Person: 
 Kirsten Tackmann

Als Tierärztin lag es natür-
lich nahe, dass ich 2005 
nach meinem überraschen-
den Einzug in den Bundes-
tag Mitglied im Ausschuss 
für Verbraucherschutz, Er-
nährung und Landwirtschaft 
wurde, der unterdessen die 
Reihenfolge der Politikbe-
reiche im Namen geändert 
hat, weil das Bundesminis-
terium vom schwarz-roten 
BMVEL zum schwarz-gelben 
BMELV wurde. Es war ein 
turbulenter Einstieg in die 
Fachpolitik. Nicht nur, weil 
ich ein Jahr lang die einzi-
ge Vertreterin der LINKEN 
im Ausschuss war, sondern 
auch, weil in diesem ersten 
parlamentarischen Jahr der 
„Gammelfleisch“-Skandal, 
die Vogelgrippe und diver-
se andere Ereignisse dazu 
führten, dass ich unfreiwillig 
auf Platz drei der häufigsten 
Redner_innen im Bundestag 
landete. Und auch wenn ich 
in der 17. Wahlperiode lan-
ge nicht mehr so oft ans Pult 
treten musste, weil es vier 
LINKE MdB im Ausschuss 
gab, blieben reale, gefühlte 
oder inszenierte Lebensmit-
tel-Skandale parlamentari-
scher Alltag. Leider, denn es 
ist ungerecht, dass dieser 
so wichtige Politikbereich 
nur über Negativschlagzei-
len wahrgenommen wird. 
Als LINKE lehnen wir so-
wohl die schwarz-gelbe Se-
ligsprechung als auch den 
grünen Pranger für die ge-
samte Branche ab. DIE LIN-
KE fordert einen neuen ge-
sellschaftlichen Konsens für 
eine nachhaltige Agrarwirt-
schaft und unterstützt den 
dafür notwendigen sachli-

chen Dialog. Es geht um eine 
sozial-ökologisch ausgerich-
tete Agrarwirtschaft, die als 
wichtige Säule für lebendige 
ländliche Räume und zur si-
cheren, bezahlbaren Versor-

gung mit Lebensmitteln und 
Energie dringend gebraucht 
wird. Dafür soll sie sich auf 
ihre Versorgungsfunktion 
rückbesinnen, sich wieder 

stärker auf regionale Stoff-
kreisläufe orientieren und 
mit der Natur wirtschaften, 
statt gegen sie. Dazu ge-
hören auch gut ausgebilde-

tes und bezahltes Personal 
sowie faire Arbeitsbedin-
gungen. Statt kleine gegen 
große, konventionelle gegen 
Ökolandbau-Betriebe aus-
zuspielen, muss es um die 

Qualität der Bewirtschaf-
tung von Äckern, Ställen, 
Teichen und Wäldern und 
um Betriebe gehen, die vor 
Ort verankert sind und nicht 

in die Hände von Kapital-
heuschrecken geraten dür-
fen. 

Dr. Kirsten Tackmann (MdB)

Für eine nachhaltige 
Agrarpolitik

Mit Leidenschaft für lebendige ländliche Räume

Hier kandidiert Dr. Kirsten Tackmann in den Ämtern Friesack und Rhinow. Zum Amt Friesack 
gehören die Gemeinden Friesack, Mühlenberge, Paulinenaue, Pessin, Retzow und Wiesenaue. 
Im Amt Rhinow sind die Gemeinden Gollenberg, Großderschau, Havelaue, Kleßen-Görne, Rhinow 
und Seeblick vereint.

Wahlkreis 56
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Grau, aber jugendlich
„Schaut nicht auf meinen 
grauen Kopf, was stört euch 
der? Denn meine Seele ist 
noch jung!“ heißt es in einem 
meiner jiddischen Lieblings-
lieder vom Frühling, der wie 
ein Katzensprung vergeht. 
Deshalb stören Sie sich nicht 

an meinen inzwischen 51 
Lebensjahren und den grau 
gewordenen Haaren. Schau-
en Sie mir in die Augen und 
erleben Sie meinen jung ge-
bliebenen Tatendrang für ein 
besseres Leben für uns alle. 
So, wie ich Veränderung in 
der Gesellschaft erreichen 
möchte, habe ich mich selbst 
in den letzten Jahren immer 
wieder verändert. Nach er-
folgreichem Studium war ich 
zunächst Landtagsabgeord-
neter, danach Lehrer mit Leib 
und Seele an Gesamtschulen, 
später Büroleiter von Bundes-
tagsabgeordneten, jetzt bin 
ich `Redenschreiber´ eines 
Ministers. Was ich dabei ler-
nen konnte, habe ich an an-
dere weiterzugeben versucht. 
Ich habe zwei Patenkinder 
– Judith und Ana Laura. Auf 
beide bin ich sehr stolz. Auch 
sie stehen fest im Leben und 
werden ihren Weg gehen. In 
meiner knappen Freizeit spie-
le ich jiddische und klassi-
sche Musik, treibe Sport und 
bin gern unter Menschen.
Wählen gehen!
Viele von Ihnen fragen, ob 
wählen etwas bringt, „die da 
oben“ machen ja doch, was 

sie wollen. Ich sage: Gera-
de deshalb wählen gehen! 
DIE LINKE hat bewiesen: Sie 
packt nach der Wahl an, was 
sie davor verspricht. Ob für 
Arbeitsplätze, Rentenanglei-
chung, gegen Hartz IV oder 
Bundeswehr-Einsätze. Sie ist 
glaubwürdige Alternative zu 

den Lobby-Parteien der Kon-
zerne und Banken. Nur eine 
starke LINKE zwingt diese 
zum Politikwechsel. Das be-
weist die Mindestlohn-Dis-
kussion. Gehen Sie deshalb 

zur Wahl! Nehmen Sie Ihre 
Nachbarn mit! Wählen Sie DIE 
LINKE! Damit es gerechter zu-
geht im Land. 
Ein gutes Leben für alle
Wir leben in Zeiten ständiger 
Veränderungen. Grundsätz-
lich finden das viele Men-
schen gut. Veränderungen 
bedeuten oft Lebendigkeit 

und Frische. Aber zahlreiche 
Veränderungen der letzten 
Jahre waren auch mit erheb-
licher Verunsicherung ver-
bunden, hervorgerufen durch 
unsichere Arbeitsverhältnis-
se, explodierende Preise oder 
Entscheidungen über die Köp-
fe hinweg. Zwei Drittel der 
Menschen in unserem Land 
wünschen sich deshalb für ihr 
Leben Arbeit, von deren Lohn 
man gut leben kann, gleiche 
Chancen für alle Kinder auf 
gute Bildung und eine Grund-
sicherung, durch die niemand 
in Not gerät. DIE LINKE steht 
für ein solches gutes Leben 
für alle – mit flächendecken-
dem gesetzlichen Mindest-
lohn, einem solidarischem 
Renten- und Gesundheitssys-
tem, Steuererhöhungen für 
Reiche und Vermögende, ei-
nem sozial-ökologischen Um-
bau der Gesellschaft, einer 
konsequenten Friedenspolitik 
und dem Abzug der Bundes-
wehr aus Auslandseinsätzen.

DIE LINKE will nicht nur 

einen Wechsel der Regierung 
oder der politischen Farben 
an der Spitze. Wir wollen ge-
meinsam mit Ihnen dieses 
Land verändern. Unser Pro-
gramm dafür lautet: „100% 
sozial“. Das heißt auch: 100% 
vor Ort, 100% mit den Men-
schen, 100% für den Frieden! 

Harald Petzold

Zur Person: Harald Petzold

Armut ist eine gesellschaftli-
che Realität in Deutschland. 
Auch auf dem Gebiet der 
Strom- und Wärmeversor-
gung. Für manche Haushalte 
machen Wohn- und Energie-
kosten inzwischen fast die 
Hälfte ihres Einkommens aus.

Das liegt nicht nur daran, 
dass wir in Brandenburg in-
zwischen die höchsten Strom-
preise und Netznutzungs-
gebühren zu zahlen haben. 
Sondern vor allem daran, wie 
der  Strompreis gebildet wird 
und dass die privaten Ver-
braucher für die sogenannte 
stromintensive Industrie mit-
bezahlen, die von Umlagen 
und Zuzahlungen für Strom 
befreit ist. In Brandenburg 
sind das allein 51 Unterneh-

men, von denen nicht alle im 
internationalen Exportwett-
bewerb stehen. Die Bundes-
regierung änderte mehrmals 
das „Erneuerbare-Energien-
Gesetz“ (EEG) und befreite 
selbst Banken, Golfplätze 
und Geflügelfarmen von den 
Kosten. Dies will ich ändern: 
Nicht die Großunternehmen, 
sondern die Verbraucher 
müssen von der Energiewen-
de profitieren!

DIE LINKE fordert nicht 
nur die Abschaffung der un-
gerechtfertigten Privilegien. 

Sie fordert darüber hinaus 
die Vermeidung von Energie-
armut. Dafür möchte sie die 
Energieversorger verpflich-
ten, ein kostenfreies Sockel-
Versorgungskontingent für 
Strom und Wärme einzufüh-
ren, das einen Teil des durch-
schnittlichen Verbrauchs 
abdeckt. Dies könnte nicht 
nur Energiearmut verhindern, 
sondern darüber hinaus zum 
Sparen anregen. Denn je we-
niger verbraucht würde, desto 
weniger müsste über das So-
ckelkontingent hinaus später 
dazugezahlt werden. Inzwi-
schen fordern einzelne Poli-
tiker von SPD und CSU ent-
weder ähnliche Maßnahmen 
oder wollen Strom-Sockel-
kontingente wenigstens von 

der Stromsteuer freistellen. 
Darüber hinaus will DIE 

LINKE, dass für einen Über-
gangszeitraum alle privaten 
Haushalte von der Stromsteu-
er und der Ökostromumlage 
befreit werden, um erst ein-
mal kurzfristig den Anstieg 
der Strompreise abzubrem-
sen. Niemand darf wegen 
Zahlungsschwierigkeiten im 
Dunkeln oder Kalten sitzen 
müssen. Dafür werde ich 
mich mit aller Kraft einsetzen!

Harald Petzold

Mein Thema: 
Energiearmut 
verhindern!

Energiekosten gerecht verteilen

Wahlkreis 58
Dazu gehören im Landkreis Havelland die amtsfreien Gemeinden Brieselang, Dallgow-Döberitz, 
Falkensee, Ketzin/Havel, Nauen, Schönwalde-Glien und Wustermark. Hier kandidiert Harald Pet-
zold.
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Vor langer Zeit wurden Werk-
zeuge und Methoden ent-
wickelt, die das Leben der 
Menschen erleichtern sollten 
- Pfeil und Bogen oder der 

Pflug, Mathematik oder der 
Buchdruck. 

Das Problem: kluge Men-
schen wurden viel zu oft ge-
zwungen, Waffen zu entwi-
ckeln. Schwerter aus Bronze 
später aus Stahl, Kanonen 

und letztlich Massenvernich-
tungswaffen aus Viren, Gift-
gas oder Plutonium. BND, 
NSA und die anderen Geheim-
dienste schieben die STASI 
ins Kinderplanschbecken der 
Überwachung – die erhoffte 
Freiheit des Internets hat sich 
als Alptraum herausgestellt.
Doch was hat das mit uns 
zu tun? Unabhängig davon, 
dass Frank-Walter Steinmei-
er 2002 die NSA ins Land 
holte, werden auch an der 
Fachhochschule Leute ausge-
bildet, die ihr Wissen für die 
dunkle Seite der Macht nut-

zen (können).
Das Problem der FH ist 

nicht klare Kriegsforschung 
sondern Studiengänge und 
Projekte, die sich in einer 

Grauzone befinden. Zum Bei-
spiel kann Informatik sowohl 
zum Hacken von Email-Ac-
counts als auch zum Entwi-
ckeln neuer Computer-Spiele 
genutzt werden. Security 
Managment kann zum Nie-

derschlagen von „Wutbürge-
rInnen“ missbraucht werden, 
aber auch den Ausbruch von 
Massenpaniken auf Großver-
anstaltungen verhindern.

Die Debatte über eine Zi-
vilklausel soll dafür Problem-
bewusstsein schaffen und 
WissenschaftlerInnen dafür 
sensibilisieren, welche Folgen 
ihre Arbeit haben kann.

Wir fordern die Kontrolle 
von Drittmitteln, also Spen-
den der Wirtschaft, durch die 
gewählten VertreterInnen der 
Studierenden.

Linksjugend [`solid]

Wissenschaft FÜR 
Menschen

Eine Zivilklausel für die Fachhochschule

Seit Jahren ist bekannt, dass 
Frauen durchschnittlich we-
niger Lohn und Gehalt be-
kommen als Männer. Diese 
Tatsache bezieht sich nicht 
nur, wie die meisten Men-
schen annehmen, auf die 
schlechte Bezahlung von Be-
rufen, die überwiegend von 
Frauen ausgeübt werden, 
beispielsweise in der Pflege. 
Nein, auch wenn Frauen und 
Männer im selben Beruf tätig 
sind, verdient eine Frau häu-
fig weniger als ihr männlicher 
Kollege.

Seit vielen Jahren gibt 
es Diskussionen über die-
ses Problem. Jährlich weisen 
Zehntausende Menschen am 
„Equal Pay Day“, dem inter-
nationalen Aktionstag für die 

Entgeltgleichheit zwischen 
Männern und Frauen, auf die-
sen Missstand hin. Doch der 
Lohnabstand zwischen den 
Geschlechtern hat sich nur 
um wenige Prozentpunkte 
verringert. Vor einigen Jahren 
bekam Deutschland bereits 
eine Rüge von der Europäi-
schen Kommission, weil es 
trotz des hohen allgemeinen 
Standards eines der Schluss-
lichter im europäischen Ver-
gleich der Lohngerechtigkeit 
unter den Geschlechtern ist. 
Frauen erhalten hierzulan-
de im Schnitt 25% weniger 
Lohn als ihre männlichen 
Kollegen. Im europäischen 
Durchschnitt sind es „nur“ 
etwa 15%.

Doch dies ist nur die di-

rekte, offensichtliche Form 
der Diskriminierung. Dieser 
wird zwar auf nationaler und 
europäischer Ebene ver-
sucht, durch Gesetze entge-
gen zu wirken, doch schein-
bar nicht besonders effektiv. 
Die indirekte Diskriminierung 
von Frauen durch Abwertung 
von Pflege-Arbeit (80% der 
prekär Beschäftigten sind 
Frauen),  Nicht-Einstellung, 
Nicht-Beförderung oder se-
xuelle Belästigung wird dage-
gen kaum thematisiert.

Wir fordern gleiche Be-
zahlung, Aufwertung von 
Pflege- und Reproduktionsar-
beit und eine Frauenquote in 
sämtlichen Berufen.

Linksjugend [`solid]

Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit?

Sexismus auf dem Arbeitsmarkt

In der heutigen Zeit ist das 
Gesundheits- und Ernäh-
rungsbewusstsein sehr aus-
geprägt. Menschen treiben 
Sport, um sich fit zu hal-
ten. Sie machen Diäten, um 
schlank und gesund zu blei-
ben. Trotzdem fragen sich 
viele Menschen, warum sich 
jemand dafür entscheidet, 
VeganerIn zu werden.

Der Veganismus ist nicht 
nur eine Ernährungsform, 
wie viele denken, sondern 
eine Lebenseinstellung. Das 
bedeutet, dass niemand zu 
Schaden kommen darf. Egal 
ob Mensch oder Tier, nie-
mand soll leiden. Vegane 
Einstellungen sind beispiels-
weise, bewusst einzukaufen, 
indem man nur regionale 
Produkte erwirbt, Kosmetik-
artikel benutzt, die nicht an 
Tieren getestet wurden und 
Textilien verwendet, die nicht 
von Tieren stammen bzw. Tier 
oder Mensch schaden. Ein 
weit verbreitetes Vorurteil ist 
jedoch, dass Veganismus nur 

mit Ernährung zu tun hat. Im 
Gegensatz zur vegetarischen 
Ernährungsweise, die kein 
Fleisch beinhaltet, verzichtet 
der/die VeganerIn zusätzlich 
auf Milch, Eier, Honig und Le-
bensmittel mit tierischen In-
haltsstoffen. Doch wie lässt 
sich die vegane Ernährung 
und das Leben in der Stadt 
Brandenburg miteinander 
vereinbaren?

Merklich nimmt das Be-
wusstsein zur gesunderen 
Ernährung, ohne Produkte 
mit tierischen Inhalten, zu. 
Es gibt immer mehr Möglich-
keiten, seinen Kühlschrank 
mit leckeren Produkten der 
veganen Küche zu füllen. So 
bieten einige Drogerie- und  
Lebensmittelmärkte  kleine 
Produktsortimente an. Im 
Biomarkt ist die Auswahl we-
sentlich größer. Der Besuch 
in einem Brandenburger Re-
staurant kann jedoch schnell 
zum Problem werden, da oft 
nur die Wahl eines Salates 
mit Essig und Öl übrig bleibt. 

Dabei ist es eigentlich gar 
nicht so schwierig, Gerichte 
ohne tierische Inhalte anzu-
bieten. Es ist nur ein wenig 
Kreativität gefragt.

So kann beispielsweise 
ein leckeres Möhrencurry 
(eine Mischung aus Obst, 
Gemüse und Nüssen), eine 
Gemüsepaella oder eine 
Spaghetti Grünkernese (Spa-
ghetti mit einer Soße aus To-
maten und Grünkernschrot) 
das Herz eines Menschen mit 
veganer Lebensweise höher 
schlagen lassen. Für einen 
deftigen Ton im Gericht oder 
als eine Art „Fleischersatz“ 
eignen sich Tofu, Seitan, 
Soja und Tempeh. Alles le-
ckere und abwechslungsrei-
che Varianten, die häufiger in 
deutschen Restaurants und 
Kantinen auf den Teller kom-
men sollten, ohne dass man 
gesetzlich dazu gezwungen 
wird.

Madeline Garbe und 
Stefanie Bollow

Einstieg in eine bessere 
Lebensqualität

Veganismus als Lebenseinstellung

Das Wahlrecht per Briefwahl kann auch direkt in der Wahlbehörde der Stadt Brandenburg 
(Nicolaiplatz 30, 1. OG, Raum 108) unter Vorlage des Personalausweises oder des Reise-
passes wahrgenommen werden. 
Öffnungszeiten: Mo 08:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 15:00 Uhr; Di 09:00 - 12:00 Uhr 
und 13:00 - 18:00 Uhr; Do 09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 17:00 Uhr; Fr 08:00 - 12:00 Uhr.
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Hoch her ging es am 28. Juni 
im Bundestag, als die Rente 
Ost auf der Tagesordnung 
stand. Themen waren die An-
gleichung des Rentenwertes 
Ost an West, die Ungerech-
tigkeiten und Diskriminierun-
gen der Rentenüberleitung 
und der Vertrauensschutz für 
einstige DDR-Flüchtlinge bei 
der Altersversorgung. Dazu 
hatte DIE LINKE jeweils einen 
Antrag vorgelegt. Weitere Ini-
tiativen kamen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen. Uni-
on und FDP indes standen mit 
leeren Händen da. Frühzeitig 
hatte die Bundesregierung 
von ihrem diesbezüglichen 
Wahlversprechen und ihrem 
Vorhaben aus dem Koaliti-
onsvertrag Abstand genom-
men. Schon vor geraumer 
Zeit tat der Ost-Beauftragte 
kund, dass in absehbarer 
Zeit nichts für die Herstellung 
eines einheitlichen Renten-
rechts geschehen wird.

Während es sonst nach 

dem Motto ging: Alle gegen 
eine, nämlich DIE LINKE und 
ihre Forderungen zugunsten 
der Ostdeutschen, war diese 
Debatte von der geballten 
Kritik der drei Oppositions-
fraktionen geprägt. Dass SPD 
und Grüne sich beim Thema 
Ost-Rente weder in ihrer Re-
gierungszeit noch danach 
durch besonderes Engage-
ment hervorgetan haben, 
wollten sie allerdings verges-
sen machen. Sollten beide 
Parteien wieder in Verant-
wortung kommen, dürften sie 
bei der Rentenangleichung 
schwer eine Übereinkunft er-
langen. Die SPD ist für eine 
stufenweise Angleichung des 
Rentenwertes bis 2020. Dann 
könnte, so die Auffassung, 
auch die Höherwertung der 
ostdeutschen Löhne und Ge-
hälter wegfallen. Die Grünen 
sind für eine sofortige Anglei-
chung des Rentenwertes Ost 
an West bei sofortigem Weg-
fall der Höherwertung. Dabei 

soll es zu keiner finanziellen 
Verbesserung für diejenigen 
kommen, die schon in Rente 
sind. Ganz im Regen würden 
diejenigen stehen, die noch 
weiter zu den niedrigeren 
Ostlöhnen arbeiten müssen. 
Auch aus der Union heißt es, 
dass nur eines machbar ist: 
entweder die Angleichung 
des Rentenwertes Ost an 
West – oder die Höherwer-
tung der Ost-Einkommen.

Was hat es mit dieser Hö-
herwertung auf sich? Damit 
würde das Gefälle zwischen 
den Löhnen in Ost und West 
für die Rentenberechnung 
ausgeglichen. Die Löhne aus 
DDR-Zeiten und auch die Löh-
ne in Ostdeutschland wer-
den dazu mit einem Faktor 
multipliziert. Später bei der 
Rentenberechnung kommen 
dann aber die unterschied-
lichen Rentenwerte zur An-
wendung – im Westen höhere 
als im Osten. Die Kritiker der 
Höherwertung rechnen vor, 

dass es für gleich hohe Ein-
kommen im Osten eine hö-
here Rente gibt. Allerdings: 
Für dieses Geld wird man im 
Osten länger arbeiten oder 
eine qualifiziertere Tätigkeit 
ausüben müssen. Dann wird 
noch mit den Lohnunter-
schieden argumentiert, die 
ja auch zwischen den west-
lichen Bundesländern exis-
tieren. Hierzu ein Blick auf 
die Bruttomonatsverdienste 
von 2012 im produzierenden 
Gewerbe und im Dienstleis-
tungsbereich: Schleswig-
Holstein ist mit 3.157 Euro 
Schlusslicht im Westen. 
Brandenburg, obwohl an 
der Spitze der ostdeutschen 
Länder, weist lediglich 2.742 
Euro auf.

Gruppen, die im Zuge der 
Rentenüberleitung benach-
teiligt und diskriminiert wur-
den, finden bei den anderen 
Parteien kaum noch Erwäh-
nung. SPD und Grüne plädie-
ren zwar für ein Rentenüber-

leitungsabschlussgesetz, das 
über einen Härtefallfonds 
den Gang zum Sozialamt er-
sparen soll. Das ist löblich, 
aber nicht genug. Armut ver-
hindern und Lebensleistung 
anerkennen – darum geht 
es. Ob Krankenschwestern, 
Eisenbahner, geschiedene 
Frauen, Postbeschäftigte, 
Pädagogen, Ingenieurinnen 
oder Polizisten, für alle müs-
sen endlich gerechte Lö-
sungen her. Das fordern wir 
ebenso im Wahlprogramm 
wie die zügige Angleichung 
des Rentenwertes Ost an 
West. Die Höherwertung 
muss, solange es noch starke 
Lohnunterschiede zwischen 
Ost und West gibt, beibehal-
ten werden. Die Debatte hat 
gezeigt, dass dies zur Kern-
frage in den weiteren Ausei-
nandersetzungen wird.
Dr. Martina Bunge (MdB) und 

Brigitte Holm (Referentin)
Fraktion DIE LINKE im 
Deutschen Bundestag

Gerechte Ost-Rente noch lange nicht in trockenen Tüchern

Höherwertung wird zur Kernfrage

Die Wahlbeteiligung in 
Deutschland ist seit 1949 
tendenziell gesunken. So hat 
sich der Anteil der Nichtwäh-
lerInnen bei Bundestagswah-
len von 1972 (8,9%) bis zu den 
letzten Wahlen 2009 (29,2%) 
mehr als verdreifacht. Bei 
Landtags- und Europawahlen 
sind die NichtwählerInnen 
mittlerweile regelmäßig die 
stärkste „Partei“. Bei den 
Landtagswahlen in Branden-
burg 1999 „erreichten“ sie 
45,7%, bei den Europawah-
len 2004 mit 57% sogar die 
„absolute Mehrheit“.

Auch wenn man sich da-
rüber streiten kann, ob die 
parlamentarische die höchs-
te Form der Demokratie, also 
Volksherrschaft, ist, so sind 
Wahlen doch ein Kernbereich 
demokratischer Staaten. In 
Wahlen verleihen die Bürge-
rInnen als demokratischer 
Souverän ihre legislative 
(gesetzgebende) und exeku-
tive (vollziehende) Gewalt für 
eine bestimmte Zeit (Legisla-
turperiode). Neben anderen 
politischen Beteiligungsmög-
lichkeiten ist die Wahl somit 
einer der wichtigsten politi-

schen Akte in einer Demo-
kratie.

Die Gründe, nicht wäh-
len zu gehen, sind so unter-
schiedlich wie die Menschen 
selbst. Die häufigsten Erklä-
rungsversuche sind Desinte-
resse, Protest, Parteien- und 
Politikverdrossenheit sowie 
Unzufriedenheit mit dem 
politischen System. Doch 
nehmen NichtwählerInnen 
tatsächlich keinen Einfluss 
auf die politischen Machtver-
hältnisse?

Die Sitze im Parlament 
werden auf Grundlage der 
abgegebenen gültigen Stim-
men verteilt. Durch eine ge-
ringere Wahlbeteiligung ver-
ringert sich auch die Basis, 
auf die sich der relative Anteil 
einer Partei bezieht. Ein ho-
her NichtwählerInnen-Anteil 
kann somit einer Partei mit 
einem stabilen WählerInnen-
Potential über die 5%-Hürde 
helfen oder ihr die absolute 
Mehrheit beschaffen. Damit 
beeinflussen NichtwählerIn-
nen sehr wohl das Ergebnis 
einer Wahl.

Daniel Herzog

Absolute Mehrheit
NichtwählerInnen beeinflussen Wahlergebnisse

„Nichts ist so stark wie eine 
Idee, deren Zeit gekommen 
ist“, zitierte Diana Golze den 
französischen Schriftsteller Vic-
tor Hugo am 2. September auf 
dem Podium im Gelben Salon 
des Fontaneklubs. Damit warb 
das Mitglied der Kinderkom-
mission des Deutschen Bun-
destages und Direktkandidatin 
der LINKEN im Wahlkreis 60 
zur Bundestagswahl um Unter-
stützung für ihr Engagement 
zur Stärkung von Kinderrechten 
und deren Festschreibung im 
Grundgesetz.

Golze spannte damit einen 
Bogen von der Resozialisierung 
von Strafgefangenen zur Prä-
vention schon im Kindesalter. 
Gemeinsam mit Dr. Volkmar 
Schöneburg (DIE LINKE), Mi-
nister der Justiz des Landes 
Brandenburg, und Dr. Andreas 
Bernig (DIE LINKE), stellver-
tretender Vorsitzender der 
Gewerkschaft der Polizei Bran-
denburg, war sie der Einladung 
des LINKEN-Kreisverbandes 
Brandenburg an der Havel zur 
Podiumsdiskussion unter dem 
Motto „Resozialisieren oder 

Wegsperren?“ gefolgt, gut 40 
Interessierte besuchten die Ver-
anstaltung.

Schöneburg erläuterte Teile 
des am 1. Juni diesen Jahres in 
Kraft getretenen neuen Straf-
vollzugsgesetzes des Landes 

Brandenburg und die stärkere 
Orientierung auf den sogenann-
ten Behandlungsvollzug, also 
die Vorbereitung auf die Entlas-
sung und das Leben „draußen“ 
schon mit Beginn der Haft. Die 
Fragen der Anwesenden dreh-
ten sich um das Wohngruppen-
konzept, das Verhältnis zwi-
schen Polizei und Justiz und die 
Ersatzfreiheitsstrafe bei Nicht-
bezahlen von Geldstrafen.

Natürlich nahmen der Fall 
des vor wenigen Wochen für 

Schlagzeilen und Angst sor-
genden Pädophilen und die 
Veröffentlichung eines Buches 
durch den in der Brandenbur-
ger Justizvollzugsanstalt wegen 
Volksverhetzung einsitzenden 
Rechtsextremisten Horst Mah-

ler einen großen Raum in der 
Diskussion ein. Erfreulicherwei-
se blieb die Debatte trotz dieser 
emotional aufgeheizten The-
men stets sachlich. „Jeder Euro, 
den ich heute in der Kinder- und 
Jugendarbeit einspare, kostet 
mich später sechs Euro für Un-
terbringungskosten, Therapien 
usw.“, bekräftigte Golze noch 
einmal ihren präventiven Ansatz 
zur Kriminalitätsvermeidung.

Daniel Herzog

„Resozialisieren oder 
Wegsperrren?“

Podiumsdiskussion mit Diana Golze im Fontaneklub

Diana Golze (MdB), Dr. Volkmar Schöneburg (Justitzminister), Ilona Friedland, 
Dr. Andreas Bernig (MdL) (alle DIE LINKE)

Foto: Werner Müller
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Fischbeck an der Elbe, nicht 
weit von Genthin: Der Montag 
war erst zwei Minuten alt als 
der Deich am 10. Juni diesen 

Jahres brach. Augenblicklich 
ergossen sich Tausende Ku-
bikmeter Elbwasser in die 
Region; am Ende sollten es 
Millionen werden. Gerade 
noch rechtzeitig konnten die 
BewohnerInnen der kleinen 
Gemeinde Fischbeck gewarnt 
werden. Früh am Morgen 
musste die Bahnstrecke Ber-
lin – Hannover gesperrt wer-
den. Da waren die Bundes-
verkehrsstraßen 107 und 188 
schon nicht mehr passierbar. 
Auch Schönhausen und Ka-

belitz waren längst überflutet. 
In dem etwa 10 km von der 
Elbe entfernten Wust kämpf-
ten die BewohnerInnen und 
HelferInnen noch gegen die 

Wassermassen, verloren ih-
ren Kampf am 11. Juni dann 
leider doch. Am Ende waren 
nicht nur alle Gemeinden 

um Wust und Fischbeck vom 
Wasser eingeschlossen, auch 
nördlicher gelegene Orte wie 
Schönhausen, Klietz, Schön-
feld, Kammern, Wulkow und 
andere würde bald das glei-
ches Schicksal ereilen. Eine 
kühne Idee half letztlich 
den geplagten AnwohnerIn-
nen der Elbgemeinden. Drei 
schrottreife Schiffe wurden 
am Deichbruch versenkt. In-
zwischen schützt eine Spund-
wand provisorisch vor weite-
ren Überraschungen.

Einzelschicksale: Ein 
Fischbecker hatte kurz vor 
dem Hochwasser sein Heim 
auf Vordermann gebracht, 
weil er es veräußern wollte – 

nun steht der Zeitpunkt eines 
möglichen Verkaufes in den 
Sternen. Ein anderer musste 
zusehen, wie sein direkt hin-
ter dem Deich neu errichtetes 
Haus zusammensackte wie 
eine unterspülte Sandburg. 
Ein plötzlich Obdachloser aus 
Klietz war extra nach Fisch-
beck gereist, um die Stelle zu 
besichtigen, an der die Elbe 
stärker war als die Menschen. 
Das ist jetzt einige Wochen 
her, zahlreiche Landes- und 
BundespolitikerInnen haben 
vor Ort ihr Mitgefühl geäußert 
und schnelle Hilfe verspro-
chen.

Am 22. August habe ich 
den parteilosen Bürgermeis-
ter Bodo Ladwig besucht. 
Er ist schon seit mehreren 
Legislaturperioden für DIE 
LINKE im Amt. Mitten im 
Ort steht sein eigenes Haus. 
Nach der Katastrophe hat er 
fünf Tage nicht geschlafen. 
Auch heute hat der umtrie-
bige Rinderzüchter und Bür-
germeister kaum eine Minute 
Ruhe, denn noch immer ha-
ben nicht alle Menschen die 
versprochene Soforthilfe er-
halten. Große Hilfe erhielten 
die Menschen in Fischbeck 
von Firmen, die Waschma-
schinen und Wäschetrockner 
zur Verfügung stellten, aber 
auch Lebensmittel und Mittel 
für die Körperreinigung sowie 
–pflege wurden gespendet. 
Andere Sachspenden waren 
aber leider auch oft für den 
Sperrmüll.

Fast neun Wochen nach 
der Katastrophe ist die Hilfe 
für die Flutopfer von Landes- 
und BundespolitikerInnen 
beschlossen. Je Grundstück 
sollen bis zu 80% der Schäden 
übernommen werden. Viele 
Menschen im Elbe-Havel-
Dreieck sind aber skeptisch. 
Wer selbst schon begonnen 
hat, seine eigenen vier Wände 
instand zu setzen, um schnell 
wieder normal leben zu kön-
nen, steht jetzt vor der Situa-

tion, dass die Eigenleistungen 
nicht anerkannt werden. Und 
wer weiß was der „Amts-
schimmel“ sich noch einfallen 

lässt, um die versprochene 
Summe zu minimieren … wie-
der auf Kosten von Bedürfti-
gen.

Die Medien haben sich 
mittlerweile wieder anderen 
Themen zugewandt, doch die 
gesamte Region steht erst am 
Beginn der Beseitigung der 
Flutschäden. Die Betroffenen 
brauchen gerade jetzt unsere 
Hilfe. Auch GenossInnen und 
für DIE LINKE tätige Menschen 
benötigen Unterstützung. Die 
LINKEN-Kreisverbände Sten-

dal und Brandenburg an der 
Havel wollen gemeinsam ge-
zielte Hilfe organisieren. Wer 
sicher sein will, dass seine 
Hilfe das Ziel auch erreicht, 

kann seine Spende auf das 
unten stehende Konto einzah-
len. Als Verwendungszweck 
ist unbedingt immer die je-

weilige Person oder Familie 
anzugeben, an die die Spende 
gehen soll. Nur dann wird die 
Person oder die Familie das 
Geld auch erhalten, für die es 
gespendet wurde.

Die am stärksten geschä-
digten Flutopfer, die unsere 
Hilfe dringend benötigen sind:
•Bodo Ladwig aus Fischbeck,
•Jürgen Bastek aus Wust,
•Claus Schönberg aus 
Schönhausen sowie
•Marianne und Peter Köpcke 
aus Klietz.

Wir bedanken uns im Namen 
aller für jede Spende, jeder 
Euro hilft.

Werner Müller

Wir haben unsere Nachbarn nicht vergessen
Hochwassergeschädigte brauchen unsere Hilfe

Empfänger: Landkreis Stendal - Konto-Nr.: 101015445 - BLZ: 81050555 

Verwendungszweck: Hochwasserhilfe 

zweckgebunden für Name und Ort

Bodo Ladwig, Bürgermeister von Fischbeck/Wust
Foto: Werner Müller

Circa 1,5 m hoch stand das Elbewasser im Wohnzimmer
Foto: Werner Müller

Dieses Haus hielt den Wassermassen nicht stand
Foto: Werner Müller

Durchnäster Hausrat in den Straßen von Fischbeck
Foto: Werner Müller



Niemand wird wohl das On-
line-Portal „Wirtschaft und 
Gesellschaft“ verdächtigen, 
besonders linkenfreundlich zu 
sein. Umso bemerkenswer-
ter sind die Ergebnisse einer 
dort durchgeführten Untersu-
chung: Das Portal stellt näm-
lich eine massive Benachtei-
ligung der Linkspartei durch 
die Medien fest. Bezogen auf 
den prozentualen Anteil von 
linker Wählerschaft an der 
Gesamtbevölkerung kämen 
Interviews mit 
linken Politikern 
viel zu selten vor 
und würden linke 
Positionen viel 
zu selten öffent-
lich gemacht. 
Überproportio-
nal häufig seien 
dagegen SPD 
und Grüne ver-
treten, von den 
Regierungspartei-
en ganz zu schweigen. Grün-
de für diese selbst auferlegte 
Abstinenz vieler Medien ge-
genüber linken Themen nennt 
das Portal nicht. Da mag 
Ignoranz im Spiel sein und 
vorauseilender Gehorsam, 
Lobbyismus und mangelnde 
Courage, die herrschende 
Definitionsmacht öffentlich in 
Zweifel zu ziehen.

Auf lokaler Ebene nehmen 
solche Motive oftmals skurri-
le bis lächerliche Züge an. Ein 
Beispiel gefällig? Da zeigt die 
MAZ demonstrativ Sympathie 
für ein altes Wahlplakat mit 
dem Konterfei eines ehemali-
gen Bürgermeisterkandidaten 
der Stadt Brandenburg an der 
Havel, das seine blassrosa 
Genossen aus der Mottenkis-
te geholt und wiederaufbe-
reitet haben. Um darauf hin-
zuweisen, wer ihrer Meinung 
nach in der Stadt eigentlich 

das Sagen haben sollte. Man 
stelle sich einmal folgen-
de Bildunterschrift vor: „Ein 
Phantom der SED-Nachfolge-
partei  SPD, das seine Arbeit, 
trotz gemischter Bilanz, als 
erfolgreich ansieht.“ Undenk-
bar, weil dummdreist und ex-
trem tendenziös? Da kennen 
Sie aber die Provinzpresse 
schlecht! Mit genau diesen 
Worten – von der SPD-Zuge-
hörigkeit einmal abgesehen 
– wurde, verteilt auf mehrere 

Beiträge, der linke 
Sozialbeigeord-
nete der Stadt 
Brandenburg be-
dacht, als er noch 
nicht einmal 100 
Tage im Amt war.

Noch ein Bei-
spiel? Die Spit-
z e n ka n d i d a t i n 
der LINKEN für 
Brandenburg an 
der Havel und 

Umgebung, Diana Golze (sie-
he S. 3), im Gegensatz zu 
ihren Mitbewerbern aus SPD 
und CDU ein echtes Gewächs 
unserer Region, wurde in der 
MAZ mit der Aussage zitiert, 
Frank-Walter Steinmeier 
sei eigentlich nie so richtig 
im Brandenburgischen an-
gekommen, was auch sein 
Zweitwohnsitz im piekfeinen 
Berlin-Zehlendorf zeige. Die-
se Meinung glaubte die MAZ 
durch Steinmeiers Antwort 
lächerlich machen zu können: 
„Da fällt mir nichts dazu ein.“ 
Einer objektiven Berichter-
stattung wäre man sicher 
näher gekommen, wenn man 
Steinmeiers Wahlkreiszuord-
nung als das dargestellt hät-
te, was sie tatsächlich ist: ein 
rein wahltaktischer Schach-
zug.

Dr. Uta Sändig

Kommt Ihnen der Text ei-
nes alten Pionierliedes nicht 
auch  erstaunlich aktuell vor? 
„Die Wiese blüht, die Tanne 
rauscht; sie tun geheimnis-
voll (!). Frisch das Geheimnis 
abgelauscht, das uns beglü-
cken soll...“ Ja, ihr Jungs vom 
amerikanischen NSA und 
dem Deutschen BND – wenn 
ihr es doch mal bei Wiese und 
Tanne belassen hättet! Aber 
das bringt ja keine Punkte im 
globalen konspirativen Wett-
bewerb um Macht und Mone-
ten. 

Doch es wäre naiv zu glau-
ben, die Schlapphüte der Ge-
heimbünde seien da einfach 
der Versuchung erlegen, uns 
mit raffinierter Spähsoftware 
von „Prism“ bis „Tempora“ 
millionenfach auf die Fest-
platte zu gehen. Nein, die Be-
friedigung dieser informellen 
Neugier ist politisch genau 
so gewollt! Natürlich nur zur 
Terrorbekämpfung, versteht 
sich. So wird Demokratiever-
lust zum Kollateralschaden 

und Schröders gelobte un-
eingeschränkte Solidarität 
mit den USA mausert sich zur 
eingeschränkten Souveräni-
tät von den USA. 

Zwar ist im Moment die 
Panik im politischen Hühner-
stall hierzulande groß, aber 
–   Untersuchungsausschuss 
hin, parlamentarisches Kon-
trollgremium her – da alle 
Politiker von Merkel abwärts 
unter partieller bis komplet-
ter Amnesie leiden, wird das 
Spiel munter weiter gehen: 
Ich lausche bei dir und du bei 
mir und alle untereinander, 
selbstredend streng rechts-
staatlich!

Man liebt den Verrat, 
nicht aber den Verräter, und 
so wird der couragierte Ed-
ward Snowden unter höchs-
ter Strafandrohung weiter 
weltweit gejagt werden ... von 
Friedensnobelpreisträger Ba-
rack Obama!   

Warum eigentlich hört 
man in diesen Tagen kaum 
etwas von den an DDR-Mielke 

gewachsenen Ex-Bürgerrecht-
lern? Vielleicht ist deren De-
mokratieanspruch durch den 
angedeuteten US-Verzicht  
auf Folter und  Todesstrafe (!) 
für Snowden ja schon befrie-
digt, obgleich: 120 Jahre Haft 
sind natürlich immer noch 
drin …

Apropos Demokratiean-
spruch: In Brandenburg an 
der Havel soll ja der Bau-
Beigeordnete Brandt eine 
ausgesprochene Renitenz 
entwickeln, wenn es um das 
Begehren von Akteneinsicht 
durch Stadtverordnete geht. 
Vielleicht könnten die lokalen 
Parlamentarier einfach mal 
Verbindung zu NSA oder BND 
aufnehmen. Unter Umstän-
den ließe sich sogar das Tie-
mannsche Kabelnetz anzap-
fen?! War nur so eine Idee…

Zum Schluss die gute 
Nachricht: Ihr Hausarzt steht 
nicht automatisch unter Spio-
nageverdacht, nur weil er Ihre 
Bronchien abhören möchte. 

Ha.-Jo. Lass

Rote Karte
für die Medien

Wie man DIE LINKE schlecht 
aussehen lassen kann

Seit Jahren ist die Forderung 
nach mehr Freiraum für die 
Jugend ein sehr brisantes 
Thema in Brandenburg. Ak-
tuell besteht wieder die Mög-
lichkeit, einen neuen subkul-
turellen Raum in einer Stadt 
zu schaffen, die der Jugend 
nicht viel zu bieten hat.

Bei dem Objekt handelt 
es sich um die seit August 
von der Konrad-Sprengel-
Schule nicht mehr genutzte 
Sprengelhalle im Stadtteil 
Nord. Die sonst zu Abriss 
oder Leerstand verurteilte 
Halle könnte als neuer Ju-
gendtreffpunkt, vor allem 
für die rollende Bevölkerung 
(Skateboard- und BMX-
FahrerInnen), gestaltet und 
etabliert werden. Die Ver-
wirklichung eines solchen 
Vorhabens wird seit Jahren 
durch VertreterInnen der 
Szene, sowie unter anderem 

der Sozialarbeiterin der Ju-
gendkulturfabrik (JuKuFa) 
Stefanie Grabow angestrebt.

Die CDU versprach be-
reits in ihrem Kommunal-
wahlprogramm von 2008, 
die Bedingungen für Skate-
board- und BMX-FahrerInnen 
in der Havelstadt zu verbes-

sern, passiert ist bis heute 
- nichts. Unterstützt durch 
die Linksjugend schaltet sich 

DIE LINKE nun ein, um dem 
Wunsch nach mehr Freiraum 
für Jugendliche in unserer 
Stadt gerecht zu werden.

Linksjugend [`solid]

Mehr Freiraum für die Jugend
Plan für Neunutzung der Sprengelhalle

Bugatauglich eingewachsen - die Sprengelhalle
Foto: Werner Müller

Der Osten wählt ROT. Klar!
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(Lausch-)Angriff als beste Verteidigung – aber gegen wen?

Glos
seDie Lauscher auf! Oder:
Im Westen nichts Neues
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Eure Bella Branne

Hallo Leute,
in wenigen Tagen wird der 
Bundestag gewählt und ick 
bin nahe daran, mir den Ur-
nengang zu sparen. Es läuft ja 
doch wieder auf Angie Murkel 
hinaus, wie mein Freund Frit-
ze unsere Bundesmutti immer 
nennt. Wobei „Mutti“ ein Titel 
ist, den se weder biologisch 
noch charakterlich verdient 
hat. Eigentlich hatte ick mir 
ja vorgenommen, nur dann 
wählen zu gehen, wenn Udo 
Walz, mein prominenter Kolle-
ge von der frisierenden Zunft, 
es schafft, unserer Angie mal 
eine  rasante Frisur zu verpas-
sen. Aber da hat se wohl ihren 
eigenen Kopf und will auffäl-
lig unauffällig bleiben. Deren 
Schneiderin möchte ick üb-
rigens auch nich sein. Diese 
ewigen Blazer! Kreativ jeht 
anders. Sogar in Bayreuth er-
scheint se in neutralem Blau: 
Deutsche Wertarbeit, aber 
ohne Pfeffer. Apropos Bay-
reuth: Würde mich ja mal in-
teressieren, ob das für Angie 
ein Pflichttermin ist oder ob 
se diesen Wagner-Bombast 
wirklich mag, quasi als Kon-
trastprogramm  zu ihrer Lei-
denschaftslosigkeit in punkto 
Outfit. Angeblich soll ja sogar 
Karl Lagerfeld seiner Bundes-
kanzlerin eine Modeberatung 
anjeboten haben. „Aber sie 
will ja keine Ratschläge“, soll 
er jeseufzt haben. 

Irgendwie passt ja Angies 
Modegeschmack auch prima 
ins Programm: Beruhigungs-
pille der Nation. Wer Merkel 

wählt, kann sich getrost zu-
rücklehnen und weiter schla-
fen – oder sich bei Bedarf als 
Meister fühlen, wenn er sich 
die „Meistersinger“ reinzieht. 
Die Katastrophen finden an-
derswo statt. Ick sage mal: 
Sowat kann auf die Dauer 
nicht jut jehn. 

In den Medien kloppen 
sich unterdessen die Mitbe-

werber. Aber wie sagte schon 
meine Oma: „Wat inne Zei-
tung steht, da wickle ick mor-
gen meinen Fisch mit ein.“ 
Pardon, die „Havelbrandung“, 
in die ick mal wieder meinen 
Senf dazu jeben darf, ist na-
türlich nich jemeint. Die liegt 
neuerdings auch bei uns inne 
„Scharfe Schere“ aus. Guckt 
euch doch mal die drei lin-
ken Kandidaten an; dit sind 
wenigstens Charakterköppe. 
Und rackern tun die für ihr 
Amt, hab ick mir sagen las-
sen. Wegen die jeh ick viel-
leicht doch zur Wahl.
Diesen juten Vorsatz hat

…dass jeder Nichtwähler 
letztlich den Wahlgewinnern 
in die Hände spielt? Schon 
ABBA sang: „The Winner 
Takes It All“ (frei übersetzt: 
Der Gewinner sahnt ab).
…dass „Politik der Spielraum 
ist, den die Wirtschaft ihr 
lässt“? So jedenfalls formu-
lierte es einmal der Kabaret-
tist Dieter Hildebrandt, der 
für seinen Durchblick be-
kannt ist.
…dass „im Duell zwischen ju-
ristischen und ökonomischen 
Entscheidungen immer die 
Ökonomie die Oberhand be-
hält.“ So lautet das Fazit von 
Gregor Gysi aus seinen  dies-
bezüglichen Lebens- und Be-
rufserfahrungen.
…dass sich mittlerweile nicht 
nur alle Parteien die Forde-
rung der LINKEN nach einem 
flächendeckenden Mindest-
lohn zu eigen gemacht haben, 
sondern auch viele Arbeitge-
bervertreter. In einer Umfra-
ge unter letzteren wurde als 

existenzsichernder Stunden-
satz ein Betrag genannt, der 
nur knapp unter den von der 
LINKEN geltend gemachten 
10,00 Euro pro Stunde liegt. 
Damit  überholten die Arbeit-
geber die Forderungen von 
SPD, Gewerkschaften und 
Grünen „von links“.
…dass sogar LINKE und FDP 
etwas gemeinsam haben: 
Sie fordern eine Steuerent-
lastung für die kleinen Leute 
durch Umverteilung. Aller-
dings unterscheiden sie sich 
in dem Weg, wie sie umvertei-
len wollen: Während DIE LIN-
KE die Reichen und Superrei-
chen stärker zur Kasse bitten 
will, fordert die FDP, dass der 
Bund den Ausgleich für die 
reduzierten Steuern herbei-
schaffen möge. Wie man den 
Bund kennt, würde er diese 
Forderung an die Kommunen 
weitergeben – aber auf wes-
sen Kosten sollen die klam-
men Kommunen noch Leis-
tungen kürzen? Vermutlich 

auf Kosten der kleinen Leute.
…dass nur die Linkspartei 
konsequent gegen die Aus-
landseinsätze der Bundes-
wehr ist, die ja auch vom 
deutschen Volk mehrheitlich 
abgelehnt werden? Für diese 
Einsätze durfte der Steuer-
zahler übrigens seit 1992 ca. 
17 Milliarden Euro blechen. 
Da fragt man sich doch, was 
aus dem hehren Motto der 
Wendezeit „Frieden schaffen 
ohne Waffen“ geworden ist.
…dass der Lagerwahlkampf 
oft nichts weiter ist als Thea-
terdonner mit Show-Effekten?  
Denn spätestens die Sach-
zwänge während  der Koali-
tionsverhandlungen führen 
dazu, dass Wahlversprechen 
zurückgenommen werden 
müssen – aber das wussten 
die zukünftigen Verhand-
lungspartner eigentlich schon 
vorher.

Wilfried Weise und 
Dr. Uta Sändig

Wussten Sie schon, …

Noch vor der Sommerpause 
hatte wohl niemand damit ge-
rechnet, dass unser Land ab 
dem 28. August mit Dietmar 
Woidke einen neuen Minis-
terpräsidenten hat und dass 
das Amt des Innenministers 
nun von Ralf Holzschuher 
bekleidet wird. Matthias 
Platzeck hat aus gesundheit-
lichen Gründen die Reißleine 
gezogen, konsequent, aber 
ohne um diesen Schritt „viel 
Sums machen zu wollen“– so 
seine eigenen Worte. Dafür 
gebührt ihm unser Respekt. 

Heißt das jetzt für das 
Land Brandenburg: „Alles auf 
Start“? Nein, selbstverständ-
lich nicht. Die rot-rote Lan-
desregierung bleibt bis auf 
diese Wechsel dieselbe.

Mit Matthias Platzeck ist 
aber jemand gegangen, der 
Brandenburg seit 1990 mit 
gestaltet und unverkennba-
re Spuren hinterlassen hat. 
In so jemandes Fußstapfen 
zu treten ist eine Aufgabe, 
in die man hineinwachsen 
muss. Platzeck hat, wie zu-
vor Manfred Stolpe und Re-
gine Hildebrandt, für den Zu-
sammenhalt der Gesellschaft 

gewirkt und diesen Zusam-
menhalt auch vorgelebt. Er 
war es, der entschieden hat, 
mit der LINKEN – gegen viele 
Widerstände – eine Koalition 
einzugehen und damit für die 
Mehrheit der Brandenburger 
ein Signal für den Erneue-
rungswillen aus der Mitte 
der Gesellschaft heraus zu 
setzen.

Christian Görke, Frakti-
onsvorsitzender der LINKEN-
Landtagsfraktion, sagt über 
den neuen Ministerpräsiden-
ten: „Mit Dietmar Woidke tritt 
einer seine Nachfolge an, 
den wir aus gemeinsamer Ar-
beit schätzen. Die Arbeit mit 
der SPD am Koalitionsver-
trag und für ein solidarisches 
Brandenburg wird ohne 
Bruch weitergehen. In den 
vergangenen vier Jahren 
haben wir gemeinsam viel 
erreicht. Brandenburg hat 
neue Prioritäten gesetzt und 
sich auf den Weg zu mehr so-
zialer Gerechtigkeit gemacht 
– Schüler-Bafög, Vergabege-
setz, bundesweites Streiten 
für Mindestlohn und gute 
Arbeit, für Solidarität und ein 
Leben miteinander, bunt, ge-

gen braunen Ungeist, immer 
vornan.“

Die MinisterInnen der 
LINKEN in der Landesre-
gierung, Finanzminister 
und stellvertretender Mi-
nisterpräsident Helmuth 
Markov, Wirtschafts- und 
Europaminister Ralf Chris 
toffers, Umweltministerin 
Anita Tack und Justizminister 
Volkmar Schöneburg haben 
erklärt: „Wir sind überzeugt, 
dass wir die erfolgreiche Ko-
alitionsarbeit mit den Sozial-
demokraten in dieser Atmo-
sphäre weiterführen und die 
politischen Schwerpunkte 
des Koalitionsvertrages um-
setzen werden. Dazu zählen 
unter anderem die Vorhaben 
zur Wirtschaft, für solide 
Finanzen, zu Wissenschaft 
und Bildung, zur Nachhaltig-
keit und der Justiz. Wir wer-
den mit Dietmar Woidke als 
Nachfolger Matthias Platz-
ecks weiter vertrauensvoll 
zusammenarbeiten.“ Diese 
Überzeugung teile ich als 
Mitglied des Brandenburger 
Landtags voll und ganz.

René Kretzschmar 
(MdL, DIE  LINKE)

Neuer Ministerpräsident – 
gleiche Koalition

Der Koalitionsvertrag steht, ohne Wenn und Aber  

Welche Erfahrungen begabte 
Kinder aus armen Familien ma-
chen, davon erzählt Nicole Glo-
cke in ihrem jüngst erschiene-
nen Buch „Wir Kinder von Hartz 
IV“. Sie stellt drei Familien vor, 
in denen begabte Kinder leben 
und den Willen haben, aus ihrer 
schwierigen sozialen Situation 
herauszukommen. Es sei gar 
nicht so einfach gewesen, Fami-
lien zu finden, die ihre Lage be-
reitwillig schildern würden, sagt 
die Autorin. 

Für eine Familie findet sich 
eine vermögende Gönnerin, die 
die Tochter finanziell unterstüt-
zen will. Warum das Mädchen 
dieses Angebot letztlich doch 
ausschlägt, wird in dem Buch 
erzählt. In einer anderen Fami-
lie, diesmal mit Migrationshin-
tergrund, kämpfen die Eltern 

erfolgreich darum, dass ihre 
Tochter ein Gymnasium besu-
chen darf. Zunächst hatte die 
Schule für das Mädchen keine 
Empfehlung ausgesprochen, 
weil der geforderte Notendurch-
schnitt um 0,1 verfehlt worden 
war. Das Probejahr am Gymna-
sium schaffte die Tochter dann.

Diese und weitere Beispie-
le haben ihr gezeigt, so Nicole 
Glocke auf einer Buchlesung, zu 
der Dagmar Enkelmann (MdB, 
DIE LINKE) eingeladen hatte, 
dass es nicht nur die finanziel-
le Situation ist, die den Zugang 
zur Bildung erschwert, sondern 
vor allem die fehlende Chan-
cengerechtigkeit und auch tief 
verwurzelte Vorurteile. 

Bärbel Mierau
Wahlkreisbüro Dagmar 

Enkelmann (MdB)

Begabt, aber arm



HAVELBRANDUNG zur Bundestagswahl 2013 11

„Demokratie“ kommt aus 
dem Griechischen und wird 
mit „Volksherrschaft“ über-
setzt. Daraus kann man aber 
nicht schließen, dass die alten 
Griechen vorhatten, alle Ange-
hörigen ihres Volkes, gar ihre 
Sklaven, in den Herrscher-
status zu hieven. Um dieses 
Missverständnis gar nicht erst 
aufkommen zu lassen, spricht 
man heute von „repräsentati-
ver Demokratie“. Will heißen, 
das Volk wählt sich seine Re-

präsentanten, die stellver-
tretend in seinem Namen als 
Herrschende agieren. 

In Deutschland wird nach 
dem Prinzip der personalisier-
ten Verhältniswahl gewählt: 
Die Erststimme gibt man einer 
vertrauenswürdigen Persön-
lichkeit (Direktmandat), die 
Zweitstimme einer vertrauens-
würdigen Partei oder Gruppie-
rung. Ein scheinbar ausgewo-
genes Verfahren – aber warum 
schwindet dann die Wahlbetei-
ligung und immer mehr Men-
schen beklagen ein Gefühl der 
Ohnmacht?

„Geld regiert die Welt“, 
weiß schon der Volksmund 
und die Macht des Geldes liegt 
weder beim einfachen Volk 
noch bei seinen gewählten 
Vertretern. Der Ruf nach mehr 
direkter Demokratie, also nach 

Volksbegehren und dgl., wird 
lauter, aber der macht nicht nur 
den Mächtigen Angst, sondern 
auch orthodoxen Demokraten: 
Wo bliebe ein vernünftiger In-
teressenausgleich, wenn jeder 
seine Interessen per Zusam-
menschluss Gleichgesinnter 
ungebremst durchsetzen könn-
te?

Sicherheitshalber gibt es 
bei den Bundestagswahlen 
die Fünf-Prozent-Hürde. Hür-
den sind ja Hindernisse, die 

Menschen (oder Pferde) bei 
einem Wettkampf überwinden 
müssen. Wenn man sein Herz 
also an eine Gruppierung mit 
nur Außenseiterchancen ver-
loren hat, muss man heftige 
Überzeugungsarbeit leisten, 
damit wenigstens 5% der ab-
gegebenen Stimmen auf die 
Außenseiter entfallen oder we-
nigstens drei klasse Vertreter 
der Gruppe Direktmandate er-
ringen – sonst hat man für den 
Papierkorb gestimmt. Ist das 
demokratisch? Natürlich nicht. 
Tröstlich ist allerdings, dass die 
FDP als Partei der Geldleute 
Gefahr läuft, die Fünf-Prozent-
Hürde diesmal nicht zu schaf-
fen – was aber noch lange 
nicht heißt, dass die Macht des 
Geldes im Papierkorb der Ge-
schichte verschwunden ist.

Dr. Uta Sändig

Demokratie und 
Fünf-Prozent-Hürde 

Aus unserer Rubrik: Im Lexikon geblättert
HB: Was war Dein erster Ein-
druck, nachdem Du  das Amt 
übernommen hast?
W.E: Ich habe sehr schnell 
einen Eindruck davon be-
kommen, was Sicherung der 
kommunalen Daseinsvorsor-
ge aus dem Blickwinkel der 
Verwaltung bedeutet. Und 
Brandenburg kann dabei ja 
nicht aus dem Vollen schöp-

fen, was z. B. Geld und Perso-
nalbemessung angeht. 
HB: Gab es angenehme oder 
unangenehme Überraschun-
gen?
W.E: Ganz große Überra-
schungen hat es nicht ge-
geben. Angenehm war die 
spürbare Aufgeschlossenheit 
bei Vereinen, Gremien und 
Trägern, mit denen ich zu tun 
habe. Sie wollen einen „politi-
schen“ Ansprechpartner über 
die Verwaltung hinaus. 

Die politischen und juristi-
schen Angriffe, vor allem aus 
der SPD, habe ich in dieser 
Verbissenheit nicht erwar-
tet. Aber ich war mir immer 
sicher, dass sie haltlos und 
deshalb auch juristisch aus-
sichtslos sind. Das hat sich ja 
auch gezeigt. Worüber ich mir 
inzwischen Gedanken mache, 
ist die Frage, ob die SPD auch 

wieder zurück zu einer ver-
nünftigen Streitkultur findet.   
HB: Gibt es Sachgebiete oder 
Projekte, die vorrangig zu un-
terstützen sind?
W.E: Meine Antwort fällt zu-
nächst etwas allgemeiner 
aus. Ich möchte die Stärkung 
des sozialen Zusammenhalts 
im Blick behalten und vorran-
gig das unterstützen, was die-

sem Ziel dient. Das ist nicht 
immer dort, wo Interessen 
besonders gut und lautstark 
artikuliert werden. Es gibt 
Menschen in einer schwie-
rigen sozialen Situation, bei 
denen sich Resignation breit 
macht, die sich „abfinden“. 
Sie bleiben dauerhaft in Hartz 
IV gefangen. Die Jobcenter 
kümmern sich eher um Men-
schen, die man leichter wie-
der in Arbeit bringen kann.   

Ich habe im Jugend- und 
Kulturbereich einige kon-
krete Projekte benannt, die 
ich stärker unterstützen, 
begleiten oder auch neu an-
packen will. Stichworte sind 
das Stadtmuseum und das 
Projekt „Skaterhalle“. Nicht 
vergessen möchte ich die 
Begleitung der Erarbeitung 
eines lokalen Teilhabeplans 
für Menschen mit Behinde-

rungen. 
HB: Welches ist das größte 
Problem?
W.E: Natürlich das Geld. Das 
spürt man von der kleinsten 
Projektförderung bis zur Per-
sonalausstattung der Ver-
waltung. Aber es herrscht 
kein Ausnahmezustand. Bei 
einem vernünftigen und ver-
tretbaren Sparkurs haben 
wir in 3 bis 4 Jahren wieder 
größere Spielräume für frei-
willige Dinge. Dabei gilt auch, 
Schwerpunkte setzen ohne 
neue Schulden zu machen, 
verlangt Einsparungen an an-
deren Stellen. 
HB: Dein erstes Fazit nach 
etwa 100 Tagen im Amt?
W.E: Aus meinem Verant-
wortungsbereich sind zu 
wichtigen Themen, wie dem 
Stadtmuseum oder dem 
Frauenhaus, Beschlussvor-
lagen eingebracht oder wer-
den in wenigen Tagen an die 
SVV gehen. Diese Projekte 
sind bei meinem Amtsantritt 
extrem aufgeladen diskutiert 
worden.  
HB: Und was möchtest Du in 
absehbarer Zeit bewirkt ha-
ben?
W.E: Wenn die SVV ent-
schieden hat, müssen die 
Vorschläge natürlich auch 
umgesetzt werden; das Frau-
enhaus 2014 und die Dauer-
ausstellung im Stadtmuseum 
bis 2015. Weitere Entschei-
dungen stehen an ... Zum 
Ende dieses Jahres möchte 
ich Klarheit herstellen, ob das 
Vorhaben „Skaterhalle“ in der 
Sprengel-Halle realisierbar 
ist. Und im nächsten Monat 
will ich beim Land das Kon-
zept für die Weiterführung 
„Soziale Stadt“ einreichen, 
um eine weitere Förderung zu 
erhalten. 

Die Fragen stellte: 
Wilfried Weise

Porträt
Dr. Wolfgang Erlebach,  neuer Sozialbeigeordneter der Stadt Brandenburg

Dr. Wolfgang Erlebach an seinem neuen Arbeitsplatz

Foto: Werner Müller

In der vorliegenden Ausgabe 3 mussten wir aus Platzmangel auf das Preisrätsel verzichten. In der Winterausgabe  werden die Rätselfreunde aber wieder fündig – 
versprochen. In Ausgabe 2 bemühten wir die Ratefüchse zum Thema Slawendorf der Stadt Brandenburg an der Havel. Längst nicht alle wussten Bescheid. In Frage 1 
wollten wir wissen, wo sich der Haupteingang des Slawendorfes befindet. Hier war der Buchstabe c richtig: auf dem Nicolaiplatz hinter der Euthanasiegedenkstätte. 
Das Foto zu Frage 2 zeigt „Ritter“ beim Rolandspectaculum – Buchstabe a war der gesuchte. Die 3. Frage drehte sich um das Slawenschiff „Triglaf“. Mit diesem kön-
nen 28 Gäste (Buchstabe b) über unsere Gewässer geschippert werden. In Frage 4 wollten wir wissen, wie groß das Gelände des Slawendorfes ist. Insider wussten, 
dass es 11 ha (Buchstabe a) sind. Über einen Büchergutschein dürfen sich freuen: Anneliese Feierabend, Leonie Ostrowski und Klaus Brandt, alle aus Brandenburg 
an der Havel. Herzlichen Glückwunsch.

Werner Müller

von Seite 12 der Havelbrandung 2/13
Auflösung Preisrätsel
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QR-Code scannen
http://www.dielinke-stadt-brb.de

Termine
14.09.2013 - Infostände in Nord, Potsdamer Str, Schranke Wust und Wilh. Str., BRB
14.09.2013 - 08.00 Uhr: Infostand in Paaren/Glien, Hauptstraße
16.09.2013 - Mit der LINKEN in den Tag, Infostand am Hauptbahnhof, BRB
17.09.2013 - 10.00 Uhr: Infostand in Premnitz, Marktplatz
17.09.2013 - Infostände am Veilchenweg und am Südtor, BRB
18.09.2013 - 09.30 Uhr - Bürgerfrüstück, Altstädtischer Markt 2, BRB
18.09.2013 - Infostände am Mozartplatz und Tschirchdamm, BRB
18.09.2013 - 18.00 Uhr - Vorstandssitzung, BRB
18.09.2013 - 10.00 Uhr: Infostand zur Bundestagswahl in Rathenow, Märkischer Platz 2
19.09.2013 - Infostände Neustädtischer Markt und Neuendorfer Sand, BRB
19.09.2013 - 18.00 Uhr: Spätschoppen, Restaurant „Harlekin“ in Rathenow,
                       Märkischer Platz 3 
20.09.2013 - Infostand in Plaue
20.09.2013 - 10.00 Uhr: Infostand in Premnitz, Marktplatz
20.09.2013 - 10.00 Uhr: Infostand in Rathenow, Märkischer Platz
20.09.2013 - 09.00 Uhr: Info-Stand in Schönwalde/Glien, Berliner Allee, Höhe Edeka
21.09.2013 - 11.00 Uhr - Wahlkampfabschluss auf dem Neustädtischen Markt,
                      mit Gregor Gysi, Diana Golze, René Kretzschmar
                      Kinder- und Familienprogramm
22.09.2013 - 08.00 bis 18.00 Uhr – Wahlsonntag
22.09.2013 - 18.00 Uhr: Wahlparty, Bürgerbüro der LINKEN,
                       Märkischer Platz 2 in Rathenow

Wahlkampfabschluss
am 21.09.2013 in Brandenburg an der Havel, Neustädtischer Markt

11:00 Uhr Begrüßung durch Diana Golze
11:05 Uhr Musik mit den Polkaholix

11:20 Uhr Sportakrobaten des ESV Kirchmöser
11:35 Uhr Rede von Diana Golze

11:50 Uhr Musik mit den Polkaholix
12:00 Uhr Rede von Gregor Gysi

13:00 Uhr Sportakrobaten des ESV Kirchmöser
13:15 Uhr Musik mit den Polkaholix 

Für die Kinder sind eine Hopseburg sowie weitere Angebote vorhanden.

www.100-Prozent-sozial.de

Gregor Gysi und Diana Golze 
in Brandenburg,  
Neustädtischer Markt  
21. September, 11 bis 14 Uhr 
Musik von Polkaholix

Hier ist  
Gregor:
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